
Wenn religiöse Zugehörigkeit das Selbst
bestimmt (Teil I)

Garuda an einer Pancasila-Gedenkwand in einem Hotel in Malang (Ostjava), in
dem einst Staatsgründer Sukarno übernachtete © Ingo Wandelt

Indonesien: Die Umbrüche seit dem Ende der Suharto-Ära 1998 betrafen alle
sozialen und politischen Bereiche von Staat und Gesellschaft. Doch vor allem
religiöse Identität dient neuerdings als Gemeinschafts- und Politik-stiftender
Wert.

Der Neuanfang ging mit der untertreibend-bescheidenen Bezeichnung Reformasi
(Reform) einher, und der damit angestoßene Reformplan veränderte den Staat,
seine Institutionen und seine Verfassung. Mehrere Verfassungsänderungen



wurden vom Parlament angestoßen und beendeten damit das unter der ‚Neuen
Ordnung’ [Zeit der Suharto-Diktatur, d. Red.] geltende quasi-Verbot von
Verfassungsänderungen. Die Pancasila blieb bei diesen Anstrengungen außen vor.
Reformasi sah dort keinen Veränderungsbedarf.

Pancasila, Sanskrit für ‚die Fünf Grundlagen oder Prinzipien’, bezeichnet die
Wertegrundlage des 1945 ausgerufenen Staates Indonesien und ist Bestandteil
der Verfassungspräambel. Begriff und Erstentwurf gehen auf den Staatsgründer
und ersten Präsidenten Sukarno zurück. Die Pancasila ist seither eng verbunden
mit der indonesischen Staatlichkeit und firmiert u.a. auf dem Staatswappen mit
dem mythischen Vogel Garuda, auf dessen Brustschild die Pancasila-Symbole
prangen. Der Garuda Pancasila steht für die Verteidigung der zentralen Werte,
für die der Staat eintritt.

Die fünf Prinzipien der Pancasila

Der Glaube an den all-einheitlichen Gott (Ketuhanan yang Maha Esa),1.
Gerechter  und  zivilisierter  Humanismus  (Kemanusiaan  Yang  Adil  dan2.
Beradab),
Nationale Einheit (Persatuan Indonesia),3.
Demokratie,  basierend  auf  der  einheitlichen  Beschlussfassung4.
(Kerakyatan  Yang  Dipimpin  oleh  Hikmat  Kebijaksanaan  dalam
Permusyawaratan  dan  Perwakilan),
Soziale Gerechtigkeit für das gesamte indonesische Volk (Keadilan Sosial5.
bagi Seluruh Rakyat Indonesia).

Reformasi und ihr schwacher Kompass
Reformasi war neben dem Ersetzen der Führungsfiguren eines Regimes auch das
Ersetzen des Regimes selbst durch eine demokratisch legitimierte neue
Staatsordnung, die mit der Pancasila einvernehmlich ist. Keine ihrer
Formulierungen bedurften einer Änderung, aber ebenso wenig verknüpften sich
Reformmaßnahmen mit einer oder mehreren Werten der Pancasila. Reformasi
war ihrem Wesen nach ein Umbau des Staatswesens hin zu mehr verankerter
Demokratie.



Tiefere identitätsbezogene Fragestellungen und (Selbst-)Zweifel – ‚Wer sind wir?’,
‚Wohin wollen wir?’, ‚Woher kommen wir?’ – gingen in der Flut von Ereignissen,
Neuerungen und Zwängen, die über das Land hereinbrachen, unter. Fragen nach
der Wertebasis, die den Regimewechsel anfänglich dynamisiert hatten,
verblassten nach und nach. ‚Demokrasi’, ‚Gegen Korruption und Nepotismus’ und
andere Slogans von 1998 kamen irgendwann nicht mehr recht voran. Reformasi
war dabei, ihren ohnehin schwach entwickelten Kompass zu verlieren.

Gemeinsame Identität und Gerechtigkeit, die politische Werteebene, kamen zu
kurz. Für wen sollte Reformasi gemacht werden und wie? Auf was kann sich
Reformasi stützen? Die Pancasila schien darauf keine Antwort bieten zu können.
Beziehungsweise gab es offenbar keinen Bedarf, sie heranzuziehen. Pancasila war
da und blieb, nur schaute niemand hin. Das änderte sich erst 2016/17, und zwar
radikal. Pancasila wurde über Nacht zum Instrument, Symbol und zur Waffe im
politischen Streit um die indonesische Identität. Was war passiert?

Garuda-Monument mit den fünf Prinzipien. Leider wird die öffentliche Diskussion
häufig auf das erste Prinzip – die Glaubensfrage – verengt. © Baba Neko Baka,



Flickr

Pancasila in der Neuen Ordnung
In der Neuen Ordnung hatte das unverbrüchliche Tabu gegolten, Themen nicht
an- und auszusprechen, die mit dem Akronym SARA verbunden waren, den
großen Bruchlinien der polymorphen indonesischen Identität:

S = suku, die ethnische Zugehörigkeit,
A = agama, Religion und religiöse Zugehörigkeit,
R = ras, die Rasse oder über-ethnische Zugehörigkeit, und
A  =  antar-golongan,  die  Beziehungen  unter  den  ‚Gruppen’,  d.h.
Identitätsträgern in der indonesischen Gesellschaft.

Hinter der Annahme, jede*r Indonesier*in besitze eine SARA-Identität, stand der
Gedanke, dass jede*r Indonesier*in eine Mischidentität besitze – eine
Gebundenheit an eine Vielzahl von Identitäten und Loyalitäten. Weiterhin wurde
angenommen,  dass das offene Ansprechen dieser Identitätsfragen zu (latenten
bis gewaltsamen) Ausbrüchen der SARA-immanenten Spannungen führen würde.
Dementsprechend war in ‚SARA-Fragen’ Schweigen erste Bürgerpflicht, um die
‚soziale Harmonie’ zu wahren. SARA war Leitlinie der Strafgesetzgebung und
rechtlich gefasst.

Ende des SARA-Verbotes
Die Reformasi bewirkte das Ende der Rechtsverfolgung von SARA-Verstößen.
Schranken, die ein Aufbrechen von SARA-bedingten Verwerfungen verhindern
konnten, wurden vom Staat nicht wieder errichtet. Ausbrüche von SARA-
bedingter Gewalt erschütterten die sozialen, kulturellen und politischen
Grundfesten der jungen Demokratie landesweit und über Jahre. Die Pancasila
schien vergessen. Es gab keine Regeln und Leitlinien mehr, woran sich die
Beziehung der Religionen und Ethnien zu orientieren haben. Auch hatte die
Reformasi den Status der Pancasila als einziger erlaubter Grundlage sozialer
Organisationen, der unter der Suharto-Herrschaft verpflichtend galt, faktisch
gekippt. In der Folge konnten politische Parteien, die sich zum Islam bekannten,
erneut aktiv werden und ihr Islam-Verständnis politisch einbringen.



Die allgemeine Lockerung des vormals staatlich verordneten Diskursverbotes
über das erste ‚A’ von SARA: agama, machte Religion zum primären Symbol und
Mittel zur Identitätsbestimmungen von Gruppen, Gemeinschaften und politischen
Bewegungen. Religion brachte das innere Spaltungspotential der indonesischen
Gesamtgesellschaft erneut zum Vorschein. Ab Mitte der 2010er Jahre wurde
Identitätspolitik bezüglich religiöser Zugehörigkeit zum distinktiven Merkmal
zugeschriebener Identität: nur wer die ‚richtige’ Religion besitze, sei ein*e
Indonesier*in – und die ‚richtige’ Religion ist der Islam, so die Lesart der
Vertreter*innen des politischen Islam. Aber gerade der war in Indonesien niemals
ein homogenes Ganzes – und ist es auch heute nicht.

Der ‚Fall Ahok’ und seine Folgen
Am 9. Mai 2017 wurde der Gouverneur (und Kandidat für die bevorstehende
Gouverneurswahl) in Jakarta, Basuki Tjahaja Purnama, Spitzname Ahok, wegen
Verunglimpfung der islamischen Religion verurteilt. Ein Fall ohne Präzedenz in
der indonesischen Geschichte. Religion, ein – im konkreten Fall nachträglich
verfälschtes Zitat – beendete – vorläufig? – die politische Karriere eines
charismatischen Jungpolitikers.

Ahok war 2012 als stellvertretender Gouverneur von Jakarta hinter Joko Widodo
gewählt worden. Als jener im Oktober 2014 erfolgreich für das Amt des
Staatspräsidenten kandidierte, rückte verfassungsgemäß Ahok auf die Position
Widodos nach und kandidierte 2017 selbst für den Gouverneursposten Jakarta.
Als Kandidat stieß er auf den erbitterten Widerstand von Hardliner-Islamisten wie
der FPI (Front Pembela Islam, Verteidigerfront des Islam).

https://www.heise.de/tp/features/Indonesien-Gouverneur-wegen-Gotteslaesterung-verurteilt-3708750.html
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Am 2.  Dezember 2016 protestieren in  Jakarta Hunderttausend
wegen  mutmaßlicher  Blasphemie  gegen  Gouverneur  Basuki
„Ahok“  Tjahaja  Purnama  ©  Febriana  Firdaus

Ahok ist Indonesier chinesischer Abstammung und ein Christ. Für
traditionalistische Islamvertreter*innen zwei Ausschlusskriterien für hohe
staatliche Ämter. Über einen manipulierten Gesprächsmitschnitt bei einer
Wahlkampfveranstaltung wurde Ahok der Verunglimpfung des Islam angeklagt
und nach einem entsprechenden Verunglimpfungsparagraphen im indonesischen
Strafrecht zu einer zweijährigen Haftstrafe verurteilt. Der Islamrat MUI
verhängte eine Fatwa gegen Ahok.

Die staatliche Rechtsprechung, im Schulterschluss mit der institutionalisierten
islamischen Rechtsfindung wiedererweckte die Logik der beiden ersten
Buchstaben des SARA-Akronyms und instrumentalisierte suku und agama
(ethnische und religiöse Bindung) als Hintergrund einer strafrechtlichen
Verfolgung eines fälschlich Beschuldigten, was einen Schlag gegen Demokratie,
den Geist der Reformasi, und auch gegen die Pancasila darstellte. Eine latent
vorhandene innerindonesische Wertedebatte brach offen aus.

Der politische Islam hatte mit der Kampagne gegen Ahok erheblich an Stärke
gewonnen. Großdemonstrationen von November 2016 bis Februar 2017 hatten



Hunderttausende auf Jakartas Straßen gebracht. Die daraus entstandene
Bewegung 212, benannt nach dem Datum 2.12.2016, der Tag, an dem eine der
größten Demonstrationen statt gefunden hatte, verfestigte den politischen
Anspruch des politischen Islam auf Führung im Staate. Der politische Islam hatte
es geschafft, einen christlichen Politiker aus seinem Amt zu drängen und
gerichtlich wegen Beleidigung des Islam zu verurteilen.

Der Artikel erschien zuerst in KITA: Das Magazin der Deutsch-Indonesischen
Gesellschaft 2/2019; Pancasila. S.59-65. Der Beitrag wurde für die südostasien
redaktionell bearbeitet und gekürzt.

Das ist der erste Teil des Artikels „Wenn die religiöse Zugehörigkeit das
Selbst bestimmt“ (hier geht’s zu Teil II).
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